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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

16.10.2008 

Geschäftszahl 

2007/09/0136 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2007/09/0012 E 16. Oktober 2008 RS 3 

Stammrechtssatz 

Das gänzliche Außerachtlassen von Versetzungsmöglichkeiten (oder gar von schon erfolgten Versetzungen) 
entspricht nach den Gesetzesmaterialien (Hinweis auf die ErläutRV 500 BlgNR 14. GP 83) nicht dem Willen des 
Gesetzgebers. Sind geeignete Versetzungsmöglichkeiten - bei deren Inanspruchnahme die Begehung 
gleichartiger Disziplinarvergehen durch den Beamten mit ausreichender Wahrscheinlichkeit verhindert werden 
kann - offenkundig oder werden sie vom Beamten im Disziplinarverfahren konkret ins Treffen geführt, so kann 
diese Frage in der Begründung dafür, warum er dessen ungeachtet zu entlassen sei, nicht zur Gänze 
ausgeklammert bleiben. Das bedeutet freilich keinen Anspruch des Betroffenen auf Versetzung statt Entlassung, 
sondern verpflichtet die Behörde lediglich dazu, sich in der Begründung ihrer Entscheidung mit einem 
diesbezüglichen im Verwaltungsverfahren erstatteten Vorbringen des Disziplinarbeschuldigten auseinander zu 
setzen. 


